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Bremische Bürgerschaft (Landtag)
5 . Wahlperiode

Drucksachenabteilung I Mitteilungen und Antworten des Senats

Nr. 24
Antwort des Senats an die Bürgerschaft (Landtag )

vom 26 . April 1960

Erfahrungen mit dem Bremischen Personalvertretungsgesetz
(Drudesachenabteilung II Nr . 10)

Zu der Anfrage des Abgeordneten Krammig und der CDU-
Fraktion nimmt der Senat wie folgt Stellung :

Zu 1 : a) überwiegend war die Zusammenarbeit zwischen
den Dienststellenleitern (§ 7 BrPVG) und den Per¬
sonalräten gut oder zumindest zufriedenstellend .
In Einzelfällen aufgetretene Schwierigkeiten oder
Meinungsverschiedenheiten , die sich im allge¬
meinen auf den Umfang des Mitbestimmungsrechts
oder auf die Auslegung von Bestimmungen des
Bremischen Personalvertretungsgesetzes bezogen ,
sind im Verhandlungswege geklärt bzw . beigelegt
worden .

b) Einigungsverhandlungen gemäß § 59 (2 ) BrPVG mit
dem zuständigen Senator sind geführt worden
aa ) beim Senator für Justiz und Verfassung in

einem Falle ,
beim Senator für das Bauwesen in drei Fällen ,
beim Senator für das Gesundheitswesen in

einem Falle
mit Einigungserfolg ;

bb ) beim Senator für Wohlfahrt und Jugend (da¬
mals Senator für das Wohlfahrtswesen ) in meh¬
reren Fällen — die Zahl ist nicht festgehalten
worden — teils mit , teils ohne Erfolg .

c) Eine Einigungsstelle gemäß § 60 BrPVG ist mit
Rücksicht auf den Verfassungsstreit zu den § § 59 ,
60 BrPVG nicht gebildet worden . Abgesehen davon

sind Fälle , die eine Entscheidung der Einigungs¬
stelle erfordert hätten , dem Senat nicht bekannt¬
geworden .

d) Gerichtliche Entscheidungen gemäß § 69 BrPVG
sind beim Verwaltungsgericht in folgenden Fällen
beantragt worden :
aa ) Im Bereich des Senators für Wohlfahrt und

Jugend (damals Senator für das Wohlfahrts¬
wesen ) vom Personalrat des Ausgleichsamts .
Dieser erstrebte eine Entscheidung über die
Frage des Mitbestimmungsrechts bei der Um¬
setzung von Bediensteten innerhalb der Dienst¬
stelle .
Die Klage ist im Januar 1960 vom Personalrat
zurückgezogen worden .

bb ) Im Bereich des Senators für das Bildungs¬
wesen vom Personalrat — Schulen — zu der
Frage seiner Zuständigkeit betr . die Schul¬
aufsichtsbeamten .
Der Senator hatte den Personalrat — Verwal¬
tung für zuständig gehalten .
Das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
wurde eingestellt , weil außergerichtlich eine
befriedigende Lösung gefunden wurde .

Zu 2 : Der Senat wird sich in Kürze mit dem Entwurf einer
Novelle zum Bremischen Personalvertretungsgesetz
befassen .
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